
Zukunftssichere
Strukturen 
ge der Kreisfreiheit für Gera und Wei-
mar. „Die vom Innenminister favorisier-
te Weiterführung der Kreisfreiheit be-
deutet eine erhebliche Abweichung
vom Vorschaltgesetz. Hier sieht die
Linksfraktion weiteren Diskussionsbe-
darf“, unterstrich die LINKE Landespo-
litikerin. Auch die Schaffung zweier

Die Abgeordneten der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag
haben in ihrer Sitzung am 26. April
den von Innenminister Holger Pop-
penhäger in der Woche zuvor vorge-
stellten Vorschlag für eine Kreis-
neustrukturierung beraten. Nach
der intensiven Diskussion erklärte
Fraktionsvorsitzende Susanne Hen-
nig-Wellsow:

„In einer konstruktiven und sachli-
chen Debatte haben wir Argumente zu
dem auf dem Tisch liegenden Vor-
schlag für eine Kreisgebietsreform
ausgetauscht. Die Fraktion hat deut-
lich gemacht, dass sie nach wie vor zur
Funktional-, Verwaltungs- und Gebiets-
reform steht.“ Denn es gehe um zu-
kunftssichere Strukturen für Thürin-
gen.

In der Beratung der Abgeordneten
war auch deutlich geworden, dass die
Kriterien für die Festlegung der Kreis-
städte transparent und nachvollzieh-
bar sein müssen. Ein Schwerpunkt der
Fraktionsberatung war zudem die Fra-

ökonomisch ungleichgewichtiger Krei-
se in Südthüringen stoße „auf überwie-
gende Ablehnung in der Linksfraktion“.

In den kommenden Wochen werden
diese und andere Aspekte des Neuzu-
schnitts der Kreise und die Frage künf-
tiger Kreissitze weiter diskutiert. 

„Wir nehmen den Vorschlag des In-
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KURZ UND PRÄGNANT

Zum gemeinsamen Gesetzent-
wurf der Landtagsfraktionen
DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN für das in den
Jahren 2017 und 2018 beab-
sichtigte 100 Millionen Euro
schwere kommunale Investiti-
onsprogramm fand am 27. April
im Innenausschuss des Thürin-
ger Landtages eine mündliche
Anhörung der kommunalen
Spitzenverbände statt. Dazu er-
klärten die kommunalfinanz-
bzw. kommunalpolitischen
Sprecher der Koalitionsfraktio-
nen Ralf Kalich (DIE LINKE), Uwe
Höhn (SPD) und Dirk Adams
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

„Sowohl der Thüringische Land-
kreistag als auch der Gemeinde-
und Städtebund Thüringen haben
den Gesetzentwurf und dessen
Zielstellung begrüßt und sich für
die Initiative der Koalitionsfraktio-
nen zur Stärkung der Investitionen
im kommunalen Bereich bedankt.
Wir werden die bei der Anhörung
unterbreiteten Vorschläge und An-
regungen aus der kommunalen Fa-
milie nun prüfen. Unser Ziel ist es,
das vorliegende Gesetz nach
schriftlicher Anhörung eventueller
Änderungsanträge in der Plenarsit-
zung, die für Ende Mai anberaumt
ist, zu verabschieden.“

Profitieren werden die Kreise
und kreisfreien Städte vor 
allem auch als Schulträger

Nach Vereinbarung innerhalb
der Regierungskoalition und mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf
sollen die zusätzlich bereitgestell-
ten Mittel überwiegend zur Auf-
stockung bestehender Investiti-
onsförderprogramme - unter ande-
rem in den Bereichen Breitband-
ausbau, Brandschutz, Kulturbau
und Denkmalpflege, Kindertages-
stätten, Sportstätten und
Schwimmbäder, Gewässerunter-
haltung sowie Abwasserbehand-
lung - zur Verfügung gestellt wer-
den.

Zudem haben sich die Fraktio-
nen DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN darauf verstän-
digt, die vom Bund beabsichtigten
Finanzhilfen zur Verbesserung der
Schulinfrastruktur finanzschwa-
cher Kommunen in Thüringen aus
Landesmitteln mit rund acht Millio-
nen Euro kozufinanzieren. Thürin-
gen kann ab diesem Jahr mit zu-
sätzlichen 72 Millionen Euro vom
Bund rechnen.

Dies haben die kommunalen
Spitzenverbände in der Anhörung
ausdrücklich begrüßt. Insbesonde-
re die Landkreise und kreisfreien
Städte werden als Schulträger da-
von profitieren.                                

Anhörung zum
Investitionsprogramm

DAS THEMA

Vorschläge für neue Kreisgrenzen und Kreisstädte 
Thüringens Minister für Inneres

und Kommunales, Dr. Holger Pop-
penhäger, hat angekündigt, dem Ka-
binett in seiner Sitzung am 2. Mai
einen Gesetzentwurf mit folgenden
Eckpunkten vorzulegen:

1. Die Landkreise Eichsfeld und Un-
strut-Hainich-Kreis werden gemeinsam
einen neuen Kreis bilden. Als Kreis-
stadt des neuen Kreises wird die Stadt
Mühlhausen vorgeschlagen. Der neue
Landkreis wird im Hinblick auf die auf-
gelaufenen Altschulden umfangreiche
Hilfen des Landes erhalten.

2. Die Landkreise Nordhausen und
Kyffhäuserkreis werden zu einem
Landkreis verschmolzen. Entspre-
chend der von den Kammern vorge-
schlagenen Aufteilung wird der Land-
kreis Sömmerda nicht hinzugenom-
men. Dies entspricht den seit Jahren
bestehenden Planungsregionen. Der
Kreissitz wird Sondershausen.

3. Die Landkreise Sömmerda und
Weimarer Land sollen fusionieren, dies
entspricht dem Vorschlag der Kam-
mern und vermeidet das Schneiden
der bisherigen Planungsregionen. Bei-
de Kreise gehören der Planungsregion
Mitte an. Kreisstadt soll die Stadt Söm-
merda werden.

4. Die Landkreise Gotha und Ilm-
Kreis werden zusammengeschlossen.
So wird ein neuer und starker Kreis in
der Mitte des Landes gebildet. Die
Kreisstadt soll Gotha werden. Arnstadt
wird im Zuge der Gemeindegebietsre-
form anderweitig gestärkt.

5. Die Landkreise Wartburgkreis und
Schmalkalden-Meiningen bilden zu-
sammen mit der bisher kreisfreien
Stadt Eisenach einen neuen Landkreis.
Dies resultiert unter anderem aus ei-
ner fachlichen Stellungnahme des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen
zu den wesentlichen Verflechtungsbe-

ziehungen in der Region aber auch aus
den Stellungnahmen von 24 Bürger-
meistern aus dem Landkreis. Thema
hier waren insbesondere die engen
Verbindungen der Kulturstiftung „Mei-
ningen - Eisenach“ und die notwendige
touristische Entwicklung der Rhön.
Kreisstadt soll Bad Salzungen werden.
Eisenach soll den Status einer Großen
kreisangehörigen Stadt erhalten. Die
Stadt Meiningen wird im Zuge der Ge-
meindegebietsreform anderweitig ge-
stärkt.

Handwerkskammern sollen die Land-
kreise Saalfeld-Rudolstadt, Saale-Orla-
Kreis und Saale-Holzland-Kreis zu ei-
nem großen Saaletal-Kreis verschmel-
zen. Saalfeld soll Kreissitz für den neu-
en Saaletal-Kreis werden.

8. Die Landkreise Altenburger Land
und Greiz sollen fusionieren. Als Sitz
der Kreisverwaltung wird die Stadt Al-
tenburg vorgeschlagen.

9. Die bisherigen kreisfreien Städte
Erfurt, Weimar, Jena und Gera behalten
ihren Status.

6. Der Kreis südlich des Rennsteigs
wird gebildet aus den Landkreisen
Sonneberg und Hildburghausen sowie
der bisher kreisfreien Stadt Suhl und
den Gemeinden Oberhof, Zella-Mehlis
und Benshausen. Kreisstadt des Krei-
ses soll Hildburghausen werden. Suhl
soll den Status einer Großen kreisan-
gehörigen Stadt erhalten.

7. Entsprechend dem Vorschlag der
Industrie- und Handelskammern und

Er freue sich, so der Minister in der
Erklärung vom 19. April, „dass unser
Diskussionsangebot reichhaltig ge-
nutzt wurde und in diesem Vorschlag
mündete. Er zeigt auch, dass es zu kei-
nem Zeitpunkt darum ging, das Vor-
schaltgesetz starr anzuwenden, son-
dern konstruktiv und mit sachlichen
Argumenten gemeinsam zu einem Er-
gebnis zu gelangen“. 

n e n m i n i s te r s
sehr ernst und
erwarten, dass
Argumente, Hin-
weise und alter-
native Vorschlä-
ge auch entspre-
chend behan-
delt und in den
weiteren Ge-
setzgebungspro-
zess einbezogen
werden“, sagte
Susanne  Hen-
nig-Wellsow.   


